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1. Fragestellung 

Gefragt wird nach den Rahmenbedingungen für ein zu errichtendes parlamentarisches Gremium 
zur Kontrolle der Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen, insbesondere im Hinblick 
auf die personelle Zusammensetzung des Gremiums und die mögliche Mitgliedschaft externer 
Sachverständiger. Die Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen (Financial Intelligence 
Unit – FIU) wurde durch Gesetz errichtet und ist seit 2017 Teil der Bundeszollverwaltung. Kern-
auftrag der Zentralstelle ist die Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung. 

Diese Arbeit beschränkt sich angesichts der Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit auf eine 
summarische Darstellung der allgemeinen für die Einrichtung parlamentarischer Gremien gelten-
den verfassungsrechtlichen Vorgaben und einfachgesetzlichen Ausgestaltungsmöglichkeiten, 
ohne auf etwaige Besonderheiten der Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen einzu-
gehen. 

2. Verfassungsrechtlicher Rahmen 

2.1. Allgemeine verfassungsrechtliche Vorgaben 

Im Gegensatz etwa zum Parlamentarischen Kontrollgremium nach Art. 45d GG ist ein Gremium 
zur Kontrolle der Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen nicht verfassungsrechtlich 
vorgeschrieben. Zu beachten sind daher lediglich allgemeine verfassungsrechtliche Vorgaben für 
Gremien des Bundestages.  

Der Bundestag ist frei darin, Gremien einzusetzen. Dies folgt aus seinem Selbstorganisationsrecht 
nach Art. 40 Abs. 1 Satz 2 GG, das den Bundestag dazu befugt, „sich für die Erfüllung seiner 
Funktionen die erforderlichen organisatorischen Einrichtungen zu schaffen“.1 Sofern keine hö-
herrechtlichen Vorgaben bestehen, ist es ihm selbst überlassen, dies durch Grundgesetzänderung, 
Gesetz oder Beschluss zu tun.2  

Darüber hinaus sind nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts bei der Bildung 
von Sondergremien des Deutschen Bundestages besonders die Repräsentationsfunktion des Bun-
destages und die Gleichheitsrechte der Abgeordneten zu beachten.3 Der Bundestag erfüllt seine 
Repräsentationsfunktion grundsätzlich in seiner Gesamtheit, also „durch die Mitwirkung aller 
seiner Mitglieder [...], nicht durch einzelne Abgeordnete, eine Gruppe von Abgeordneten oder die 
parlamentarische Mehrheit“.4 Die Wahrnehmung der Repräsentationsfunktion setzt voraus, dass 

 

1 Magiera, in: Sachs, GG, 9. Auflage 2021, Art. 40 Rn. 2. 

2 Vgl. Klein , in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, 100. EL Januar 2023, Art. 40 Rn. 81 sowie die Ausarbeitung WD 3 - 
3000 - 365/18, S. 5 f., https://www.bundestag.de/re-
source/blob/575804/52bcc8e013fe3ca58c3646e23e83653b/WD-3-365-18-pdf-data.pdf zur Möglichkeit der Er-
richtung eines Vertrauensgremiums des Bundestages zur Kontrolle von Rüstungsexporten.  

3 BVerfGE 130, 318 (352 f.). 

4 BVerfGE 130, 318 (342).  

https://www.bundestag.de/resource/blob/575804/52bcc8e013fe3ca58c3646e23e83653b/WD-3-365-18-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/575804/52bcc8e013fe3ca58c3646e23e83653b/WD-3-365-18-pdf-data.pdf
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alle Abgeordneten über die gleichen Rechte und Pflichten verfügen.5 Der Grundsatz der Gleich-
heit der Abgeordneten wird durch Art. 38 Abs. 1 Satz 2 GG gewährleistet.6 Das Bundesverfas-
sungsgericht führt darüber hinaus allgemein an:  

  Organisationsmaßnahmen des Deutschen Bundestages, die wegen des Umfangs der delegier-
ten Befugnisse oder wegen des von der Übertragung betroffenen Sachgebiets besonders tief in 
die grundsätzlich gleichen Statusrechte aller Abgeordneten eingreifen, unterliegen deshalb 
einer strengen verfassungsgerichtlichen Kontrolle (…). Dies gilt insbesondere für die Delega-
tion von Entscheidungsbefugnissen zur selbständigen und plenarersetzenden Wahrnehmung 
auf Untergremien des Deutschen Bundestages.7 

2.2. Zusammensetzung des Gremiums/Spiegelbildlichkeit 

Aus diesen verfassungsrechtlichen Anforderungen ergibt sich, dass die Besetzung der Aus-
schüsse und anderen Gremien des Bundestags grundsätzlich dem sogenannten Grundsatz der 
Spiegelbildlichkeit genügen müssen.8 Nach diesem durch das Bundesverfassungsgericht entwi-
ckelten Grundsatz müssen die Gremien des Bundestags grundsätzlich ein verkleinertes Abbild 
des Plenums darstellen und somit „die Zusammensetzung des Plenums in seiner politischen Ge-
wichtung widerspiegeln. [...] Das erfordert eine möglichst getreue Abbildung der Stärke der im 
Plenum vertretenen Fraktionen.“9  

Vom Grundsatz der Spiegelbildlichkeit kann nur in Ausnahmefällen abgewichen werden. Eine 
Ausnahme kann bestehen, wenn nur durch die Abweichung dem in Art. 42 Abs. 2 Satz 1 GG ver-
ankerten Mehrheitsprinzip entsprochen werden kann, das heißt, wenn nur aufgrund der nicht 
bestehenden Spiegelbildlichkeit „Sachentscheidungen ermöglicht werden, die eine realistische 
Aussicht haben, mit dem Willen einer im Plenum bestehenden ‚politischen Regierungsmehrheit‘ 
übereinzustimmen“.10 Im Kollisionsfall sind der Grundsatz der Spiegelbildlichkeit und der 
Grundsatz der Mehrheit in einen schonenden Ausgleich zu bringen.11 Dabei ist insbesondere von 
Bedeutung, inwieweit das betroffene Gremium einer zwingenden Ausrichtung am Mehrheitsprin-
zip bedarf.12 Abgelehnt wurde dies durch das Bundesverfassungsgericht etwa für den Vermitt-
lungsausschuss, da dieser auf die Aushandlung von Kompromissen abziele.13  

 

5 BVerfGE 130, 318 (342). 

6 BVerfGE 130, 318 (352). 

7 BVerfGE 130, 318 (352 f.). 

8 BVerfGE 130, 318 (353). 

9 BVerfGE 130, 318 (353). 

10 BVerfGE 112, 118 (141).  

11 BVerfGE 112, 118 (140). 

12 Vgl. BVerfGE 112, 118 (141 f.).  

13 Vgl. BVerfGE 112, 118 (141 f.). 
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Eine weitere in engen Grenzen bestehende Abweichungsmöglichkeit liegt darin, dass im Ausnah-
mefall aus Geheimschutzgründen ein Gremium mit so geringer Mitgliederzahl errichtet werden 
kann, dass „bei Anwendung der üblichen Regeln für die Sitzverteilung eine Berücksichtigung al-
ler parlamentarischen Gruppierungen nicht ermöglicht“ wird.14 Das Bundesverfassungsgericht 
hielt dies im Falle eines Gremiums zur Kontrolle des Haushalts der Nachrichtendienste für zuläs-
sig.15 Begründet wurde dies mit der Tatsache, dass das Gremium Angelegenheiten von zum Teil 
höchster Geheimhaltungsstufe erörtere.16 Aus behandelten Informationen könne „mosaikartig ein 
Bild auch von konkreten Operationen der geheimen Dienste gewonnen werden und ein Bekannt-
werden solcher Daten sogar zur Gefährdung von Personen führen“.17 Daher sei es nicht sachwid-
rig, die Risiken einer Offenbarung durch eine möglichst geringe Zahl von Geheimnisträgern zu 
verringern.18  

3. Einfachgesetzliche Regelungsoptionen 

3.1. Zusammensetzung 

3.1.1. Allgemeine Regelungsbeispiele 

Der Deutsche Bundestag hat neben den Ausschüssen zahlreiche Gremien und Kommissionen. 
Diese unterscheiden sich häufig in der Zusammensetzung oder auch in ihren Aufgaben und Be-
fugnissen. Exemplarisch sollen hier drei verschiedene Typen aufgezeigt werden, ohne damit ei-
nen systematischen Anspruch auf Vollständigkeit zu erheben. 

Gremium gemäß § 80 Zollfahndungsdienstgesetz 

§ 80 des Gesetzes über das Zollkriminalamt und die Zollfahndungsämter (Zollfahndungsdienst-
gesetz) regelt die Unterrichtung des Deutschen Bundestages wie folgt: 

  Das Bundesministerium der Finanzen unterrichtet in Abständen von höchstens sechs Mona-
ten ein Gremium, das aus neun vom Deutschen Bundestag bestimmten Abgeordneten besteht, 
über die Durchführung der Maßnahmen nach diesem Unterabschnitt, auch in Verbindung mit 
den §§ 82 und 93 sowie den §§ 105 und 106; dabei ist in Bezug auf die im Berichtszeitraum 
durchgeführten Maßnahmen nach diesen Vorschriften insbesondere über deren Anlass, Um-
fang, Dauer, Ergebnis und Kosten sowie die Benachrichtigung betroffener Personen von die-
sen Maßnahmen zu berichten.19 

 

14 BVerfGE 70, 324 (364).  

15 BVerfGE 70, 324. 

16 BVerfGE 70, 324 (364). 

17 BVerfGE 70, 324 (364). 

18 BVerfGE 70, 324 (364). 

19 Hervorhebung durch Verf. 
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Für das Gremium ist damit zum einen die konkrete Zahl der Mitglieder festgelegt, zum anderen 
die Pflicht zur Unterrichtung seitens des Ministeriums geregelt und näher ausgestaltet. 

Bundesfinanzierungsgremium 

Das Bundesfinanzierungsgremium ist nach § 3 des Bundesschuldenwesengesetzes errichtet wor-
den. Ihm wurden darüber hinaus durch verschiedene andere Gesetze Aufgaben übertragen. § 3 
Bundesschuldenwesengesetz regelt: 

  (1) Der Deutsche Bundestag wählt für die Dauer einer Wahlperiode ein Gremium, das aus 
Mitgliedern des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages besteht. Der Deutsche 
Bundestag bestimmt die Zahl der Mitglieder, die Zusammensetzung und die Arbeitsweise. 
Gewählt ist, wer die Mehrheit der Stimmen der Mitglieder des Deutschen Bundestages auf 
sich vereint. Scheidet ein Mitglied aus dem Deutschen Bundestag oder seiner Fraktion aus 
oder wird ein Mitglied zur Bundesministerin oder zum Bundesminister oder zur Parlamenta-
rischen Staatssekretärin oder zum Parlamentarischen Staatssekretär ernannt, so verliert es 
seine Mitgliedschaft im Gremium. Für ein ausscheidendes Mitglied ist unverzüglich ein 
neues Mitglied zu wählen. 

  (2) Das Gremium wird vom Bundesministerium der Finanzen über alle Fragen des Schulden-
wesens des Bundes unterrichtet. Das Bundesministerium der Finanzen und der Bundesrech-
nungshof sind ständig vertreten. Das Gremium beschließt über die Hinzuziehung weiterer 
Teilnehmer. 

  (3) Die Mitglieder des Gremiums sind zur Geheimhaltung aller Angelegenheiten verpflichtet, 
die ihnen bei ihrer Tätigkeit bekannt geworden sind. Dies gilt auch für die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer an den Sitzungen.20 

§ 10a des Gesetzes zur Errichtung eines Finanzmarkt- und eines Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Stabilisierungsfondsgesetz - StFG) bestimmt für dasselbe Gremium weitere Aufgaben und kon-
kretisiert die Arbeitsweise: 

  (2) Das Gremium nach § 3 des Bundesschuldenwesengesetzes (Gremium) wird vom Bundes-
ministerium der Finanzen laufend über alle den Fonds betreffenden Fragen unterrichtet. Es 
ist befugt, Mitglieder des Lenkungsausschusses und Leitungsausschusses sowie Vertreter der 
Geschäftsführung der Finanzagentur und der Organe eines von einer Maßnahme des Fonds 
begünstigten Unternehmens zu laden. Die Vertreter der Geschäftsführung der Finanzagentur 
und der Organe eines von der Maßnahme des Fonds begünstigten Unternehmens sind zur 
Auskunft vor dem Gremium berechtigt und verpflichtet. Das Gremium berät ferner über 
grundsätzliche und strategische Fragen und langfristige Entwicklungen der Finanzmarktpoli-
tik. 

  (3) Das Gremium tagt geheim. Die Mitglieder des Gremiums sind zur Geheimhaltung aller 
Angelegenheiten verpflichtet, die ihnen bei ihrer Tätigkeit bekannt geworden sind. Dies gilt 

 

20 Hervorhebung durch Verf. 
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für alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Sitzungen. § 3 Absatz 2 Satz 2 und 3 des Bun-
desschuldenwesengesetzes gilt entsprechend. 

Für dieses Gremium ist also insbesondere die Geheimhaltung geregelt, sowie konkrete Aus-
kunftsrechte neben der Unterrichtung seitens des Ministeriums. 

Kommission zur Reform des Wahlrechts und zur Modernisierung der Parlamentsarbeit (Wahl-
rechtskommission) 

§ 55 des Bundeswahlgesetzes regelt:  

  Beim Deutschen Bundestag wird eine Reformkommission eingesetzt, die sich mit Fragen des 
Wahlrechts befasst und Empfehlungen erarbeitet. Sie befasst sich auch mit der Frage des 
Wahlrechts ab 16 Jahren, der Dauer der Legislaturperiode und entwickelt Vorschläge zur Mo-
dernisierung der Parlamentsarbeit. Die Reformkommission wird darüber hinaus Maßnahmen 
empfehlen, um eine gleichberechtigte Repräsentanz von Frauen und Männern auf den Kandi-
datenlisten und im Deutschen Bundestag zu erreichen. Die Kommission soll spätestens bis 
zum 30. Juni 2023 ihre Ergebnisse vorlegen. Das Nähere regelt ein vom Deutschen Bundestag 
unverzüglich zu verabschiedender Einsetzungsbeschluss.21 

Die Wahlrechtskommission wurde sodann in der letzten sowie in dieser Legislaturperiode durch 
einen Beschluss eingesetzt.22 Dieser Beschluss enthielt auch zahlreiche Regelungen zur Zusam-
mensetzung, dem Auftrag der Kommission und der Arbeitsweise. Die Wahlrechtskommission 
setzt sich laut Beschluss aus dreizehn Mitgliedern des Deutschen Bundestages und Sachverstän-
digen in gleicher Anzahl zusammen, wobei auch geregelt ist, welche Fraktion wie viele Mitglie-
der benennen darf. „Die Sachverständigen werden im Einvernehmen der Fraktionen des Deut-
schen Bundestages benannt. Soweit ein Einvernehmen nicht hergestellt werden kann, sind die 
Fraktionen jeweils berechtigt, Sachverständige in der Anzahl zu benennen, wie sie Mitglieder in 
der Kommission haben.“23 

Die Aufgabe der Wahlrechtskommission lag darin, zu verschiedenen Themen Empfehlungen zu 
erarbeiten. Sie hatte also eine rein beratende Funktion für den Deutschen Bundestag. 

3.1.2. Anzahl der Mitglieder 

Es bestehen unterschiedliche Modelle zur Regelung der Zusammensetzung von Gremien. Dabei 
stellt sich zunächst die Frage nach der Regelung der Anzahl der Mitglieder.  

Dies kann direkt im Gesetz erfolgen, so z.B. in § 80 Zollfahndungsdienstgesetz.  

 

21 Hervorhebung durch Verf. 

22 BT-Drs. 19/28787; BT-Drs. 20/1023. 

23 BT-Drs. 20/1023, S. 1. 

https://www.gesetze-im-internet.de/zfdg_2021/__80.html
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Für andere Bundestagsgremien besteht die Regelung, dass der Deutsche Bundestag selbst die 
Zahl der Mitglieder bestimmt, z.B. § 3 Abs. 1 S. 2 Bundesschuldenwesengesetz für das Bundesfi-
nanzierungsgremium. Dies erfolgt dann, meist zu Beginn einer Legislaturperiode, durch entspre-
chenden Beschluss des Bundestages.24 Diese Variante hat den Vorzug, dass die Anzahl der Mit-
glieder variabel ist und der – in einer neuen Wahlperiode – veränderten Zusammensetzung des 
Parlaments angepasst werden kann, so dass beispielsweise alle Fraktionen mindestens einen Ver-
treter in das Gremium entsenden können und die Spiegelbildlichkeit zum Plenum gleichwohl 
gewahrt ist. So hatte das Bundesfinanzierungsgremium z.B. in der 18. Wahlperiode 10 Mitglie-
der,25 in der 19. und 20. Wahlperiode 13 Mitglieder.26 

3.1.3. Gremienbesetzung 

Für die Besetzung von parlamentarischen Gremien kommen die Benennung und die Wahl in Be-
tracht.  

Nach § 57 Abs. 2 Satz 1 GO-BT etwa werden die Mitglieder der Ausschüsse des Deutschen Bun-
destages durch die Fraktionen benannt. Ebenso erfolgt die Bestimmung der Mitglieder des Ältes-
tenrats (im Wesentlichen) und der Enquete-Kommissionen durch Benennung. Im Falle der Be-
nennung ist kein weiterer Zwischenschritt seitens des Parlaments erforderlich. Demgegenüber 
werden andere Gremien mittels Wahl durch den Deutschen Bundestag besetzt.  

3.2. Aufgaben/Befugnisse 

In den bestehenden Regelungen zu Gremien des Deutschen Bundestages gibt es große Unter-
schiede zur Regelungsdichte der Aufgaben und Befugnisse des Gremiums, bzw. von dessen Rech-
ten. Während einige Gesetze nur ein Unterrichtungsrecht regeln, regeln andere darüber hinaus 
näher den Inhalt der Unterrichtung (vgl. § 80 Zollfahndungsdienstgesetz), das Recht auf Antwor-
ten auf Fragen des Gremiums bzw. die Pflicht der berichtenden Behörde zur Beantwortung (vgl. 
§ 10a Stabilisierungsfondsgesetz). Andere Gremien haben nur die Aufgabe, den Bundestag zu be-
raten und Empfehlungen abzugeben (vgl. § 55 Bundeswahlgesetz). Teilweise sollen die Gremien 
auch grundsätzliche und strategische politische Fragen beraten (vgl. § 10a Abs. 2 Satz 4 Stabili-
sierungsfondsgesetz).  

Die Aufgaben werden, insbesondere in den grundrechtssensiblen Bereichen wie bei dem Parla-
mentarischen Kontrollgremium oder der G 10-Kommission, teilweise intensiv gesetzlich geregelt.  

Wenn das Gremium auf die Ausübung/Konzentration der parlamentarischen Kontrolle der Bun-
desregierung in einem bestimmten Bereich ausgerichtet ist, bedeutet dies nicht, dass die Rechte 
zur parlamentarischen Kontrolle anderer Abgeordneter durch den Bestand des Gremiums einge-

 

24 Vgl. z.B. BT-Drs. 20/391.  

25 BT-Drs. 18/360. 

26 BT-Drs. 19/969; BT-Drs. 20/391. 

https://www.gesetze-im-internet.de/bschuwg/__3.html
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schränkt sind. Daher bedürfte ein zu errichtendes Gremium auch keiner besonderen Rechtferti-
gung, solange das Parlament als Ganzes dem Gremium keine Entscheidungsbefugnisse zur selbst-
ständigen und plenarersetzenden Wahrnehmung delegiert (siehe oben Punkt 2.1. am Ende). 

3.3. Mitgliedschaft von Nichtabgeordneten 

Inwieweit die Mitgliedschaft von Personen in dem Gremium möglich ist, hängt von der konkre-
ten Ausgestaltung ab. Die Mitgliedschaft Externer ist jedenfalls grundsätzlich möglich. 

Ohne einfachgesetzlich geregelte Befugnisse stehen die parlamentarischen Kontrollrechte aller-
dings nur Abgeordneten zu. 

Für einige parlamentarische Gremien ist ausdrücklich geregelt, dass diese für die Durchführung 
einzelner Kontrollaufgaben Sachverständige beauftragen dürfen, vgl. etwa § 7 des Gesetzes über 
die parlamentarische Kontrolle nachrichtendienstlicher Tätigkeit des Bundes (PKGrG). 

3.4. Geheimhaltung 

Unterschiedlich geregelt ist auch die Verpflichtung der Mitglieder der Gremien zur Geheimhal-
tung bzw. zur geheimen Tagung. Dies richtet sich vor allem nach den Aufgaben des Gremiums.  

*** 
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